
 

 zu TOP 3.4 

(9. Tagung der I. Landessynode vom 20. – 22. November 2014) 

 

 

 

Kirchengesetz über die Vertretung der Pastorinnen und Pastoren der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland  

(Pastorenvertretungsgesetz – PastVG) 

 

 

Hinweis: 

Der Text, der der Landessynode zur Beschlussfassung vorgelegt wurde, wurde 

durch Beschluss der Landessynode abgeändert. Daher stimmt insoweit der Text 

der amtlichen Begründung der nachfolgenden Originalvorlage nicht mehr mit 

dem beschlossenen Text überein.  

Für weiterführende Begründungen zu den abgeänderten Textstellen können die 

Tagungsberichte der Landessynode  auf www.nordkirche.de eingesehen werden. 

 

 

Az.: G:LKND:49 – DAR Br/DAR Vs 

5. Januar 2017 

http://www.nordkirche.de/
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/30942


 
 

Büro der Landes-
synode 

 
TOP 3.4 

 
9. Tagung der I. Landessynode 11/2014   

 
 
 
 
 
Az.: G:LKND:49 – DAR Br/DAR VS Kiel, 23.10.2014 
 
 

V o r l a g e 
der Kirchenleitung  

für die Tagung der Landessynode vom 20.-22.11.2014 
 
 
 
Gegenstand: Kirchengesetz über die Vertretung der Pastorinnen und Pastoren 

der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland 
(Pastorenvertretungsgesetz – PastVG) 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Landessynode wird folgender Beschluss empfohlen: 
 
Die Landessynode beschließt das Kirchengesetz über die Vertretung der Pastorin-
nen und Pastoren der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (Pasto-
renvertretungsgesetz – PastVG) [Anlage 1]. 
 
Anlagen: 

- Nr. 1 Entwurf des Pastorenvertretungsgesetzes der Nordkirche 
- Nr. 2 Synopse 
- Nr. 3 Pfarrdienstgesetzergänzungsgesetz der VELKD vom 8. November 

2011 
- Nr. 4 Stellungnahme der Pastorinnen- und Pastorenvertretungen für den Be-

reich Mecklenburg 
- Nr. 5 Stellungnahme der Pastorinnen- und Pastorenvertretungen für die Be-

reiche Nordelbien und Pommern, inkl. des eigenen Entwurfs 
- Nr. 6 Zu § 14: Umfang der Freistellung in anderen Landeskirchen 

 
Beteiligt wurden:  
Pastorinnen und Pastorenvertretungen (Pommern, Mecklenburg, Nordelbien), 
Beauftragte für Geschlechtergerechtigkeit, 
Konvent evangelischer Theologinnen in der Nordkirche, 
Theologische Kammer, 
Dienst- und Arbeitsrechtsausschuss, 
Rechtsausschuss, 
Amt der VELKD, 
Kirchenamt der EKD 
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Begründung: 
 
A. Allgemeines 
 
Gemäß § 61 Absatz 1 EGVerf-Teil 1 nehmen die bei Inkrafttreten der Verfassung im 
Amt befindlichen Vertretungen der Pastorinnen und Pastoren ihre Aufgaben entspre-
chend der bisher für sie maßgebenden kirchengesetzlichen oder herkömmlichen Re-
gelungen bis zur Bildung einer einheitlichen neuen Vertretung wahr. Die Aufgaben-
wahrnehmung erfolgt gemäß § 61 Absatz 3 EGVerf-Teil 1 durch die Vorstände der 
im Amt befindlichen Vertretungen gemeinsam. 
 
Eine Neuwahl der Pastorinnen- und Pastorenvertretung wird noch im Jahr 2014 er-
folgen. Für Aufgaben und Bildung dieser neu gewählten Pastorinnen- und Pastoren-
vertretung findet das Pastorenvertretungsgesetz der NEK entsprechende Anwen-
dung (vgl. § 61 Absatz 2 Satz 1 und 2 EGVerf-Teil 1). 
 
Für den Bereich der NEK gilt bisher das Kirchengesetz über die Bildung und die Auf-
gaben der Pastorenvertretung in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 
(Pastorenvertretungsgesetz) vom 16. Oktober 1984 (GVOBl. S. 213). Im Bereich der 
ELLM finden das Kirchengesetz über die Pastorenvertretung der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs vom 29. März 1998 (KABl 1998 S.14) so-
wie die hierzu erlassene Wahlordnung vom 6. Juni 1998 (KABl 1998 S. 63) Anwen-
dung. Auf dem Gebiet der PEK existieren keine kirchengesetzlichen Regelungen 
zum Vertretungsrecht. Die Tätigkeit erfolgt hier durch den Pommerschen Evangeli-
schen Pfarrverein e.V. 
 
Diese unterschiedlichen Regelungen der Pastorinnen- und Pastorenvertretungen 
sind nun in einem gemeinsamen Kirchengesetz zusammenzuführen. Durch die Neu-
regelung soll ein einheitliches Vertretungsrecht für die Pastorinnen und Pastoren in 
der Nordkirche geschaffen werden. 
 
Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung vertritt die beruflichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen der Pastorinnen und Pastoren. Insofern kommt ihr die Aufgabe 
einer berufsständischen Interessenvertretung zu. 
Zudem nimmt die Pastorinnen- und Pastorenvertretung die ihr durch das Pfarrdienst-
gesetzergänzungsgesetz der VELKD zugewiesenen Aufgaben wahr. Insofern unter-
scheidet sich die Pastorinnen- und Pastorenvertretung grundlegend von einer Mitar-
beitervertretung oder Personalvertretung, die – berufsgruppendurchmischt – die be-
triebliche Interessenvertretung vor Ort in einer Dienststelle für die weisungsgebunde-
nen Mitarbeitenden wahrnimmt. Mit Blick auf die notwendige Unabhängigkeit der 
Wortverkündung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge ist dies konsequent. Das 
Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD (MVG.EKD) trägt dieser Stellung der Pastorin-
nen und Pastoren auch Rechnung, indem eine Beteiligung einer Mitarbeitervertre-
tung in Personalangelegenheiten der Pastorinnen und Pastoren selbst dann nicht 
erfolgt, wenn Pastorinnen und Pastoren als Mitarbeitende in einer Dienststelle tätig 
sind und einer Mitarbeitervertretung angehören (§ 44 MVG-EKD). 
 
Die Ermächtigungsgrundlage für den Erlass des Kirchengesetzes lässt sich § 107 
Pfarrdienstgesetz der EKD in Verbindung mit § 8 Absatz 2 Pfarrdienstgesetzergän-
zungsgesetz der VELKD und § 35 Pfarrdienstgesetzergänzungsgesetz der Nordkir-
che entnehmen. 
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Dass dieses Kirchengesetz zum jetzigen Zeitpunkt den Gremien zur Beratung vorge-
legt wird, hängt mit der Agenda und dem in diesem Zusammenhang aufgestellten 
Zeitplan zusammen. Das Pastorenvertretungsgesetz bewegt sich vollumfänglich im 
vorgegebenen Zeitrahmen. 
 
B. Zu den Regelungen im Einzelnen: 
 
Zu § 1: 
 
§ 1 legt den Personenkreis des Gesetzes fest: die Pastorinnen und Pastoren der 
Nordkirche. Diese bilden zur Wahrnehmung ihrer Interessen eine Interessenvertre-
tung, die Pastorinnen- und Pastorenvertretung. Die Vikarinnen und Vikare werden 
vom Geltungsbereich des Gesetzes nicht mehr erfasst. Sie bilden, wie in der Praxis 
bisher auch, eine eigene Interessenvertretung, den Vikariatsrat. An den Sitzungen 
der Pastorenvertretung nimmt eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der Vikarinnen und 
Vikare als Gast mit beratender Stimme teil, vgl. § 3 Abs. 4.  
 
Zu § 2: 
 
In Absatz 1 werden die Voraussetzungen der Wahlberechtigung beschrieben. Kein 
aktives Wahlrecht haben demnach die Pastorinnen und Pastoren im Ruhestand so-
wie diejenigen Pastorinnen und Pastoren, die beurlaubt sind und ihren Wohnsitz 
nicht mehr innerhalb der Nordkirche haben. 
 
Absatz 2 regelt die Voraussetzungen der Wählbarkeit. Wählbar ist nur, 
 

- wer sich noch nicht im Ruhestand befindet, 
- wer nicht beurlaubt ist und seinen Wohnsitz nicht außerhalb der Nordkirche 

hat, 
- gegen wen kein Disziplinarverfahren eingeleitet und keine vorläufige Diens-

tenthebung verfügt ist und 
- wer nicht durch Disziplinarurteil in den Wartestand versetzt wurde. 

 
Zu § 3: 
 
§ 3 regelt die Zusammensetzung der Pastorinnen- und Pastorenvertretung. 
 
Absatz 1 legt die Anzahl der zu wählenden Mitglieder in den Kirchenkreisen fest. Je-
der Kirchenkreis wählt mindestens zwei Mitglieder. Große Kirchenkreise haben die 
Möglichkeit weitere Mitglieder zu wählen. Die Größe der Kirchenkreise wird anhand 
von Vollbeschäftigungseinheiten ermittelt. Eine Vollbeschäftigungseinheit entspricht 
einer Pastorin bzw. einem Pastor, die bzw. der 100 Prozent Dienst leistet. Kirchen-
kreise mit 150 Vollbeschäftigungseinheiten und mehr wählen ein weiteres Mitglied. 
Für je weitere vollendete 50 Vollbeschäftigungseinheiten kommt ein zusätzliches 
Mitglied hinzu. Maßgeblich ist die Anzahl der Vollbeschäftigungseinheiten zum Zeit-
punkt des Wahlausschreibens. Entscheidend ist die Ist-Zahl. Das Nähere wird in der 
Wahlordnung nach § 3 Abs. 5 geregelt werden. 
 
Absatz 1 (Wahl in den Kirchenkreisen) erfasst auch Inhaber von Pfarrstellen zur 
Dienstleistung mit besonderem Auftrag, die ihren Dienstsitz im jeweiligen Kirchen-
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kreis haben. Auch bei Pfarrstellen für gesamtkirchliche Aufgaben zählt der Dienstsitz. 
Bei Pastorinnen und Pastoren im Wartestand wird die Zugehörigkeit zu einem Kir-
chenkreis anhand des jeweiligen Wohnsitzes ermittelt.  
 
Absatz 2 bestimmt, dass, wie bisher auch in § 3 Absatz 3 Pastorenvertretungsgesetz 
NEK vorgesehen, Pastorinnen und Pastoren der Kammer für Dienste und Werke drei 
in einem Dienst oder Werk beruflich tätige Pastorinnen oder Pastoren wählen. In den 
der Synode zeitgleich vorgelegten Gesetzen für die Neubildung der Kammer für 
Dienste und Werke, namentlich dem Zweiten Verfassungsänderungsgesetz und dem 
Kammerbildungsgesetz, werden nun auch die unselbständigen Dienste und Werke 
auf Kirchenkreisebene der Kammer zugeordnet. Dementsprechend wählen die Pas-
torinnen und Pastoren, die in Diensten und Werken auf Kirchenkreisebene tätig sind, 
nach § 3 Abs. 2. Dies betrifft insbesondere die Pastorinnen und Pastoren, die in Re-
gionalzentren beschäftigt sind.  
 
Die frühere Regelung aus § 3 Absatz 2 Pastorenvertretungsgesetz NEK (Pröpstinnen 
und Pröpste wählen aus ihrer Mitte ein Mitglied in die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung) wurde nicht in dieses Kirchengesetz aufgenommen. Da auch die Pröpstin-
nen und Pröpste Pastorinnen und Pastoren im Sinne des § 3 Absatz 1 sind, wählen 
sie natürlich in ihrem jeweiligen Kirchenkreis und sind grundsätzlich in ihrem jeweili-
gen Kirchenkreis als Pastorin bzw. Pastor wählbar. Ob sich die Pröpstin bzw. der 
Propst überhaupt zur Wahl stellen sollte, ist allerdings zu hinterfragen, da sie bzw. er 
gemäß Artikel 65 Absatz 4 Nummer 8 Verfassung dienstaufsichtliche Funktionen 
wahrnimmt. Aus diesem Grund wurde bei der Überarbeitung und Neufassung des 
Gesetzes die entsprechende nordelbische Regelung gestrichen. 
 
Absatz 3 regelt die Frage der Stellvertretung und des Nachrückens. 
 
Absatz 4 gibt den Vikarinnen und Vikaren das Recht, mit einer Vertreterin bzw. ei-
nem Vertreter als Gast an den Sitzungen der Pastorinnen- und Pastorenvertretung 
und des Vorstands teilzunehmen. 
 
Absatz 5 stellt die Ermächtigungsgrundlage für den Erlass einer Rechtsverordnung 
durch die Kirchenleitung dar. In dieser Rechtsverordnung sollen nähere Bestimmun-
gen zur Wahl und zum Wahlverfahren getroffen werden. Als Vorbild könnte die 
Wahlordnung vom 6. Juni 1998 zum Pastorenvertretungsgesetz der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs dienen. In der ehemaligen NEK war das 
Wahlverfahren bisher nicht geregelt. 
 
Die Anregung seitens der Beauftragten für Geschlechtergerechtigkeit (vgl. Anlage 7) 
und des Theologinnenkonvents (vgl. Anlage 8), eine Regelung entsprechend § 2 Ab-
satz 4 Pastorenvertretungsgesetz ELLM in den Gesetzesentwurf aufzunehmen, fand 
letztlich keine Zustimmung. Dem Theologinnenkonvent wäre es bei Aufnahme einer 
entsprechenden Passage möglich gewesen, mit einer Vertreterin an den Sitzungen 
der Pastorinnen- und Pastorenvertretung teilzunehmen. 
 
Für die Aufnahme einer solchen Regelung in den Gesetzestext spricht zwar die bis-
herige Beteiligung des Theologinnenkonvents in der Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung Mecklenburgs. Außerdem diente und dient der Konvent im Besonderen der 
Wahrnehmung von Fraueninteressen und damit der Herstellung von Geschlechterge-
rechtigkeit. Dieser Aspekt rückt allerdings durch das heute existierende Geschlech-
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tergerechtigkeitsgesetz in den Hintergrund. 
 
Gegen die Kodifizierung des Teilnahmerechts sprechen die überwiegenden Argu-
mente: 
 

- Der Theologinnenkonvent ist kein formales und kein kirchliches Gremium, 
sondern in der Rechtsform eines eingetragenen Vereins (e.V.) organisiert. 

- Ob eine Person Mitglied in diesem Verein ist, ist nicht ohne Weiteres be-
stimmbar. 

- Sofern dem Theologinnenkonvent ein (Sonder-)Teilnahmerecht eingeräumt 
wird, müsste dies aus Gleichstellungsgesichtspunkten auch für andere Kon-
vente bzw. Vereinigungen in der Nordkirche gelten. 

- Der Gleichstellungsaspekt, der dazu führte, dass die besagte Regelung in das 
Mecklenburger Pastorenvertretungsgesetz aufgenommen wurde, ist mittler-
weile entfallen. Bereits durch die Verfassung und das Geschlechtergerechtig-
keitsgesetz ist eine geschlechtergerechte Besetzung der Pastorenvertretung 
gewährleistet. 

- Durch die Teilnahme einer Vertreterin des Theologinnenkonvents käme es zu 
einer Doppelbeteiligung der Theologinnen. Die Theologinnen könnten als Pas-
torinnen und zusätzlich als Angehörige des Theologinnenkonvents wählen. 

 
Zu § 4: 
 
In § 4 ist beschrieben, wann ein Mitglied aus der Pastorinnen- und Pastorenvertre-
tung ausscheidet. Bei Nummer 3 ist zu beachten, dass diese nicht auf das Verlassen 
des konkreten Dienstes oder Werkes, in dem der Betroffene arbeitet, abstellt. Sofern 
erneut eine Tätigkeit in einem anderen Dienst oder Werk der Nordkirche aufgenom-
men wird, scheidet das Mitglied nicht aus der Pastorinnen- und Pastorenvertretung 
aus. 
 
Zu § 5: 
 
Diese Regelung bestimmt die Amtszeit der Pastorinnen- und Pastorenvertretung auf 
sechs Jahre. Damit werden die Regelungen aus § 5 Pastorenvertretungsgesetz NEK 
und § 3 Absatz 1 Satz 1 Pastorenvertretungsgesetz ELLM übernommen und fortge-
führt. 
 
Zu § 6: 
 
Absatz 1 legt die Größe des Vorstands fest, der mit sieben Personen besetzt sein 
soll. 
 
Zwingend vorgeschrieben ist gemäß Absatz 2, dass der Vorstand ein vorsitzendes 
und ein stellvertretendes vorsitzendes Mitglied wählt. Diese beiden Personen sind 
die (vorrangigen) Ansprechpartner für Dritte, wenn z.B. die Pastorinnen- und Pasto-
renvertretung bei einem Gesetzesvorhaben beteiligt werden soll. Ansonsten müssten 
alle sieben Personen des Vorstands (als Geschäftsführung der Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung) angeschrieben werden, was sich als schwierig herausstellen 
könnte, vor allem, wenn die Namen und Adressen nicht bekannt sind. 
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Gemäß Absatz 3 ist der Vorstand dafür verantwortlich, die laufenden Geschäfte der 
Pastorinnen- und Pastorenvertretung zu führen und dieser regelmäßig Bericht zu 
erstatten. 
 
Zu § 7: 
 
Absatz 1 legt fest, dass die Pastorinnen- und Pastorenvertretung mindestens einmal 
im Jahr zusammentreten muss. Außerdem ist sie einzuberufen, wenn es die in Satz 
2 genannten Personen unter Angabe der Gründe verlangen. 
 
Absatz 2 Satz 1 regelt die Beschlussfähigkeit und entspricht im Wesentlichen § 7 
Absatz 2 Pastorenvertretungsgesetz NEK. Zusätzlich wird in Satz 2 eine Regelung 
zur Teilnahme der Stellvertreterin bzw. des Stellvertreters bei Verhinderung des Mit-
glieds aufgenommen, die § 6 Absatz 4 Pastorenvertretungsgesetz ELLM entnommen 
wurde. 
 
Absatz 3 verpflichtet der Pastorinnen- und Pastorenvertretung, Regelungen zur inne-
ren Organisation (z.B. das Verfahren im Vorstand oder bei Beteiligung) in einer Ge-
schäftsordnung zu treffen. Hierdurch wird die Selbstständigkeit der Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung unterstrichen. 
 
Zu § 8: 
 
§ 8 bestimmt, dass die Kirchenleitung und das Landeskirchenamt auf Einladung der 
Pastorinnen- und Pastorenvertretung oder der Vorstandes an deren Sitzungen teil-
nehmen sollen und dass die Bischöfinnen und Bischöfe lediglich um Teilnahme ge-
beten werden können. Wer aus der Mitte der Kirchenleitung und des Landeskirchen-
amtes bei der Sitzung erscheint, bestimmen diese selbst. Die Kirchenleitungsmitglie-
der und die Dezernentinnen und Dezernenten können Sachkundige hinzuziehen. 
Das Teilnahmerecht ist daher nun nicht mehr auf Referentinnen und Referenten be-
schränkt, sondern auf alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landeskirchenamts 
ausgeweitet worden. Es entspricht der Realität, dass bei Spezialgebieten nicht nur 
Referentinnen und Referenten zu den Sitzungen eingeladen werden sondern auch 
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter. Sachkundige können allerdings auch von 
extern hinzugezogen werden, es muss sich nicht um Mitarbeiter des Landeskirchen-
amtes handeln. 
 
Zu § 9: 
 
§ 9 beschreibt ebenso wie § 10 in welchen Fällen die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung zu beteiligen ist. § 9 regelt bei welchen allgemeinen Angelegenheiten die 
Pastorinnen- und Pastorenvertretung zu beteiligen ist und § 10 bei welchen Perso-
nalangelegenheiten. Das Verfahren bzw. die Art und Weise der Beteiligung wird da-
gegen erst in § 12 beschrieben.  
 
Absatz 1 beschreibt die Belange, für die sich die Pastorinnen- und Pastorenvertre-
tung einsetzt. 
 
Absatz 2 legt die Beteiligungspflichten der Pastorinnen- und Pastorenvertretung in 
den dort aufgeführten Fällen fest. Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 9 Ab-
satz 2 Pastorenvertretungsgesetz NEK und nimmt neu den Inhalt aus § 5 Absatz 2 b) 
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Pastorenvertretungsgesetz ELLM auf. 
 
In Absatz 3 findet die Formulierung aus § 5 Absatz 5 Pastorenvertretungsgesetz 
ELLM Eingang in den Gesetzestext, die eine Auffangregelung für noch nicht erwähn-
te Aufgaben der Pastorinnen- und Pastorenvertretung darstellt. 
 
Zu § 10: 
 
Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung hat gemäß Absatz 1 in folgenden kirchen-
gesetzlich vorgesehenen Fällen Gelegenheit zur Stellungnahme (vgl. § 8 Absatz 1 
Pfarrdienstgesetzergänzungsgesetz der VELKD): 
 

1. vor Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses auf Probe nach § 14 Absatz 2 
Pfarrdienstgesetzgesetz der EKD, 

2. vor einer Abordnung nach § 77 Absatz 2 Pfarrdienstgesetzgesetz der EKD, 
3. vor einer Versetzung nach § 79 Absatz 2 Nummer 4 bis 6 Pfarrdienstgesetz-

gesetz der EKD, 
4. während eines Feststellungsverfahrens nach § 80 Absatz 2 Pfarrdienstge-

setzgesetz der EKD, 
5. vor einer Versetzung in den Wartestand nach § 83 Absatz 2 Pfarrdienstge-

setzgesetz der EKD, 
6. vor einer Versetzung in den Ruhestand nach § 88 Absatz 4, § 91 Absatz 2, § 

92 Absatz 2 und 3 Pfarrdienstgesetzgesetz der EKD. 
 
Die Regelungen in § 8 Absatz 1 Pfarrdienstgesetzergänzungsgesetz der VELKD sind 
zwingend vorrangig vor der Kreation eigener Beteiligungsmöglichkeiten, wie sie § 8 
Absatz 2 Pfarrdienstgesetzergänzungsgesetz der VELKD vorsieht. 
 
Absatz 2 beschreibt die Beteiligungsmöglichkeit der Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung in bestimmten Fällen, falls die bzw. der Betroffene es ausdrücklich wünscht. 
 
Gemäß Absatz 3 hat die Pastorinnen- und Pastorenvertretung das Recht, bei Bildung 
eines Nominierungsausschusses zur Besetzung der dort genannten Stellen, eine 
Vertreterin bzw. einen Vertreter in den Ausschuss zu entsenden. Diese Regelung, an 
der ausdrücklich festgehalten werden soll, wurde § 10 Absatz 3 Pastorenvertre-
tungsgesetz NEK entnommen. 
 
Zu § 11: 
 
§ 11 regelt die Schwerbehindertenvertretung. Absatz 1 beschreibt die Zusammen-
setzung  und gleicht die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung an die der Pasto-
rinnen- und Pastorenvertretung an.  
 
In Absatz 2 wird für die Wahl auf die Wahlordnung gemäß § 3 Absatz 5 verwiesen. In 
dieser Wahlordnung werden nähere Bestimmungen zum Ablauf der Wahl einer 
Schwerbehindertenvertretung getroffen werden. 
 
Absatz 3 verweist für die Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung auf die Vor-
schriften des SGB IX.  
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In Absatz 4 wird das Teilnahmerecht der Vertrauensperson an den Sitzungen der 
Pastorinnen- und Pastorenvertretung und des Vorstands konstituiert. 
 
Zu § 12: 
 
§ 12 beschäftigt sich mit der Unterrichtungs- und Erörterungspflicht. Eine konkrete 
Fristangabe, wie sie das NEK-Recht vorsah (fünf Wochen) wurde aus Absatz 1 ge-
strichen. Vielmehr ist nun auf eine rechtzeitige Unterrichtung durch die zuständigen 
kirchlichen Stellen zu achten. Dies ist auch die bisher übliche Praxis in Mecklenburg 
gewesen, vgl. § 5 Absatz 6 Satz 1 Pastorenvertretungsgesetz ELLM. Rechtzeitigkeit 
bedeutet, dass die Information zeitlich so erfolgt, dass die Pastorinnen- und Pasto-
renvertretung noch zu einer angemessenen Meinungsbildung in der Lage ist. Die 
Information darf nicht so terminiert werden, dass die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung vor vollendete Tatsachen gestellt ist oder aus Zeitgründen ihre gesetzlichen 
Möglichkeiten nicht ausschöpfen kann. Die Streichung einer konkreten Fristangabe 
geschieht vor allem zur Möglichkeit der Straffung gesetzgeberischer Vorhaben in 
dringenden Fällen (z.B. bei Besoldungsanpassungen). Um Klarheit darüber zu ha-
ben, bis wann eine Stellungnahme vorliegen muss, kann die zuständige Stelle eine 
angemessene Frist setzen.  
 
Zu § 13: 
 
§ 13 Abs. 1 beinhaltet das Recht der Pastorinnen- und Pastorenvertretung, Maß-
nahmen bei kirchlichen Stellen anzuregen (Satz 1). Die kirchlichen Stellen haben ihr 
gegenüber eine Unterrichtungspflicht (Satz 2). Ihre abschließende Entscheidung ha-
ben sie zu begründen (Satz 3). 
 
Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung hat gemäß Absatz 2 das Recht, sich an die 
Kirchenleitung zu wenden und von dieser gehört zu werden. Die Anhörung kann so-
wohl schriftlich als auch mündlich erfolgen.  
 
Darüber hinaus hat sie aber auch die Pflicht, auf Anforderung Stellungnahmen zu 
erarbeiten (Absatz 3). 
 
Zu § 14: 
 
In Absatz 1 ist ein Behinderungs- und Begünstigungsverbot aufgenommen worden.  
 
In Absatz 2 findet nun eine explizite Erwähnung der Freistellungsmöglichkeit von 
Mitgliedern der Pastorinnen- und Pastorenvertretung Eingang in den Gesetzestext. 
Wie bisher üblich und der Realität in anderen Landeskirchen entsprechend besteht 
Anspruch auf Freistellung in Höhe eines insgesamt halben Dienstauftrages. Diese 
Freistellung kann zwischen dem vorsitzenden und dem stellvertretenden vorsitzen-
den Mitglied aufgeteilt werden. Zu beachten ist, dass das Pfarrdienstrecht einen Teil-
dienst grundsätzlich nur im Umfang von 50% oder 75% einer vollen Stelle vorsieht. 
Nur in diesem rechtlichen Rahmen kann der Dienstumfang der Pfarrstelle des vorsit-
zenden oder des stellvertretenden vorsitzenden Mitglieds, das die Freistellung 
wünscht, reduziert werden.   
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Zu § 15: 
 
§ 15 regelt, wer die Kosten für die Arbeit der Pastorinnen- und Pastorenvertretung 
trägt und wie diese Kosten abgerechnet werden. 
 
Zu § 16: 
 
Gemäß Absatz 1 finden die nächsten Wahlen zur Pastorinnen- und Pastorenvertre-
tung im Jahr 2020 statt. Gegenwärtig wird die erste gemeinsame Vertretung der Pas-
torinnen- und Pastorenvertretung für den Bereich der Nordkirche gebildet. Gemäß 
§ 61 Absatz 2 Satz 1 EGVerf-Teil 1 hätte dies bereits bis zum Mai 2014 geschehen 
sollen.  
 
Absatz 2 enthält eine Übergangsregelung für die von 2014 bis 2020 im Amt befindli-
che Pastorinnen- und Pastorenvertretung der Nordkirche. Sie bestimmt, dass dieses 
Kirchengesetz mit Inkrafttreten für die Aufgaben und die Arbeitsweise der neuge-
wählten Pastorinnen- und Pastorenvertretung gilt. 
 
Zu § 17: 
 
§ 17 regelt das Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes und das gleichzeitige Außer-
krafttreten anderer Rechtstexte. Um sicherzustellen, dass die laufende Wahl der 
Pastorinnen- und Pastorenvertretung in allen Kirchenkreisen auf einer einheitlichen 
Rechtsgrundlage erfolgt, wird das Inkrafttreten des neuen Pastorenvertretungsgeset-
zes auf den 01.06.2015 festgesetzt. 
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Entwurf 
 

Kirchengesetz über die Vertretung der Pastorinnen und Pasto-
ren der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland 

(Pastorenvertretungsgesetz – PastVG) 
 

Vom … 
 
Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 
 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Allgemeines 
 
Die Pastorinnen und Pastoren der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutsch-
land bilden zur Wahrnehmung ihrer Interessen an der rechtlichen Gestaltung der 
Dienstverhältnisse und an den sie betreffenden Personalangelegenheiten eine Pas-
torinnen- und Pastorenvertretung. 
 

Teil 2 
Bildung der Pastorinnen- und Pastorenvertretung 

 
§ 2 

Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
 
(1) Wahlberechtigt sind alle Pastorinnen und Pastoren der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Norddeutschland mit Ausnahme 
 
1. der Pastorinnen und Pastoren im Ruhestand sowie 
 
2. der beurlaubten Pastorinnen und Pastoren, sofern diese ihren Wohnsitz außer-

halb der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland haben. 
 
(2) Wählbar sind alle Wahlberechtigten nach Absatz 1 mit Ausnahme der Pastoren, 
 
1. gegen die ein Verfahren nach dem Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in 

Deutschland vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 2009 S. 316, ABl. EKD 2010 S. 
263), das zuletzt durch Kirchengesetz vom 9. November 2011 (ABl. EKD 2011 S. 
337) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung eingeleitet und eine 
vorläufige Dienstenthebung verfügt ist oder 

 
2. die durch Disziplinarurteil in den Wartestand versetzt wurden. 
 

§ 3 
Zusammensetzung 

 
(1) Die Pastorinnen und Pastoren jedes Kirchenkreises wählen aus ihrer Mitte je zwei 
Mitglieder in die Pastorinnen- und Pastorenvertretung. In Kirchenkreisen mit mehr als 
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100 Vollbeschäftigungseinheiten erhöht sich die Zahl der zu wählenden Mitglieder für 
je vollendete 50 Vollbeschäftigungseinheiten um ein weiteres Mitglied. 
 
(2) Die Pastorinnen und Pastoren, die der Kammer für Dienste und Werke angehö-
ren, wählen drei Pastorinnen oder Pastoren, die in einem Dienst oder Werk beruflich 
tätig sind. 
 
(3) Für jedes Mitglied ist eine persönliche Stellvertreterin bzw. ein persönlicher Stell-
vertreter zu wählen. Scheidet ein Mitglied aus der Pastorinnen- und Pastorenvertre-
tung aus, rückt die Stellvertreterin bzw. der Stellvertreter nach. Scheidet auch die 
Stellvertreterin bzw. der Stellvertreter aus, soll für die restliche Amtszeit eine Nach-
wahl erfolgen. 
 
(4) Die Vikarinnen und Vikare entsenden eine Vertreterin bzw. einen Vertreter als 
Gast in die Pastorinnen- und Pastorenvertretung. Die Vertreterin bzw. der Vertreter 
der Vikarinnen und Vikare oder ihre bzw. seine Stellvertretung nimmt an den Sitzun-
gen der Pastorinnen- und Pastorenvertretung sowie des Vorstands mit beratender 
Stimme teil. 
 
(5) Das Nähere zur Wahl der Pastorinnen- und Pastorenvertretung und zum Wahl-
verfahren regelt die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung. 
 

§ 4 
Ausscheiden aus der Pastorinnen- und Pastorenvertretung 

 
Aus der Pastorinnen- und Pastorenvertretung scheidet aus, wer 
 
1. die Voraussetzungen der Wählbarkeit nicht mehr erfüllt, 
 
2. als Vertreterin bzw. Vertreter gemäß § 3 Absatz 1 aus dem Kirchenkreis weg-

zieht oder 
 
3. als Vertreterin bzw. Vertreter gemäß § 3 Absatz 2 in keinem Dienst oder Werk 

mehr tätig ist.  
 

§ 5 
Amtszeit 

 
Die Amtszeit der Pastorinnen- und Pastorenvertretung beträgt sechs Jahre. Sie bleibt 
bis zur konstituierenden Sitzung der neu gebildeten Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung im Amt. 
 

Teil 3 
Geschäftsführung 

 
§ 6 

Vorstand 
 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung wählt für die Dauer ihrer Amtszeit einen 
Vorstand, der aus sieben Personen besteht. Im Vorstand sollen jeder Sprengel und 
die Dienste und Werke vertreten sein. 
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(2) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte ein vorsitzendes und ein stellvertretendes 
vorsitzendes Mitglied. 
 
(3) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte. Er erstattet der Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung regelmäßig Bericht. 
 

§ 7 
Einberufung und Beschlussfähigkeit 

 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung wird mindestens einmal jährlich durch 
den Vorstand einberufen. Sie ist außerdem einzuberufen, wenn es ein Drittel ihrer 
Mitglieder, eine Bischöfin oder ein Bischof, die Kirchenleitung oder das Landeskir-
chenamt unter Angabe der Gründe verlangen. 
 
(2) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung und der Vorstand sind beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Ist ein Mitglied verhindert, 
an der Sitzung der Pastorinnen- und Pastorenvertretung teilzunehmen, tritt seine 
Stellvertreterin bzw. sein Stellvertreter an seine Stelle. Abstimmungen erfolgen mit 
der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
 
(3) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 

§ 8 
Teilnahmerechte 

  
(1) Auf Verlangen des Vorstands sollen die Kirchenleitung und das Landeskirchen-
amt an den Sitzungen teilnehmen. Diese bestimmen durch welches Mitglied sie sich 
in der Sitzung vertreten lassen. Die Bischöfinnen und Bischöfe können durch den 
Vorstand gebeten werden, an den Sitzungen teilzunehmen. 
 
(2) Die Bischöfinnen und Bischöfe, die Kirchenleitung und das Landeskirchenamt 
sind berechtigt, an den Sitzungen teilzunehmen, die auf ihr Verlangen anberaumt 
sind. 
 
(3) Die Kirchenleitung und das Landeskirchenamt sind berechtigt, zu den Sitzungen, 
an denen sie teilnehmen, Sachkundige hinzuziehen. 
 

Teil 4 
Beteiligung der Pastorinnen- und Pastorenvertretung 

 
§ 9 

Beteiligung bei allgemeinen Angelegenheiten 
 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung vertritt die beruflichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Belange der Pastorinnen und Pastoren und tritt für deren Rechte und 
Pflichten ein. 
 
(2) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung ist zu beteiligen 
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1. bei der Vorbereitung von Kirchengesetzen und sonstigen Regelungen, die das 
Dienstverhältnis, die Besoldung oder Vergütung, die Versorgung sowie die Aus- 
und Fortbildung der Pastorinnen und Pastoren betreffen, 

 
2. bei der Erarbeitung von Grundsätzen für die Übernahme von Pastorinnen und 

Pastoren aus einer Kirche, die nicht Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland ist, 

 
3. vor der Aufstellung von Grundsätzen der Personal- und Stellenplanung für die 

Pastorinnen und Pastoren. 
 
(3) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung nimmt im Übrigen alle ihr durch Kir-
chengesetz oder sonstige kirchliche Regelungen zugewiesenen Aufgaben und Be-
fugnisse wahr. 
 

§ 10 
Beteiligung bei Personalangelegenheiten 

 
(1) Der Pastorinnen- und Pastorenvertretung ist bei den Personalangelegenheiten 
der Pastorinnen und Pastoren Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, bei denen 
dies durch Kirchengesetz vorgesehen ist. 
 
(2) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung ist, soweit sie nicht nach Absatz 1 betei-
ligt ist, bei den Personalangelegenheiten der Pastorinnen und Pastoren auf Antrag 
der bzw. des Betroffenen anzuhören, wenn diese bzw. dieser ihre bzw. seine durch 
die Ordination erworbenen Rechte verlieren oder erneut übertragen bekommen soll. 
Auf dieses Antragsrecht ist die Pastorin bzw. der Pastor ausdrücklich hinzuweisen. 
 
(3) Wird mit der Vorbereitung der Berufung der Direktorin bzw. des Direktors des 
Prediger- und Studienseminars, der Rektorin bzw. des Rektors des Pastoralkollegs 
sowie der Studienleiterinnen und Studienleiter durch die Kirchenleitung ein Aus-
schuss beauftragt, ist der Pastorinnen- und Pastorenvertretung die Möglichkeit zu 
geben, eine Vertreterin bzw. einen Vertreter in diesen Ausschuss zu entsenden.  
 

Teil 5 
Schwerbehindertenvertretung 

 
§ 11 

Schwerbehindertenvertretung 
 
(1) Es wird eine Schwerbehindertenvertretung der Pastorinnen und Pastoren gebil-
det, die aus der Vertrauensperson und bis zu zwei stellvertretenden Mitgliedern be-
steht. Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. § 5 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(2) Die Wahl der Vertrauensperson und der stellvertretenden Mitglieder erfolgt nach 
der Wahlordnung gemäß § 3 Absatz 5. 
 
(3) Im Übrigen finden die Vorschriften des Neunten Buches Sozialgesetzbuch –
 Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
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14. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2598) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend Anwendung. 
 
(4) Die Vertrauensperson, im Verhinderungsfall eine Stellvertreterin bzw. ein Stellver-
treter, hat das Recht, an allen Sitzungen der Pastorinnen- und Pastorenvertretung 
sowie des Vorstands mit beratender Stimme teilzunehmen.  
 

Teil 6 
Rechte und Pflichten der Pastorinnen- und Pastorenvertretung 

 
§ 12 

Unterrichtung und Erörterung 
 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung ist zur Durchführung ihrer Aufgaben 
rechtzeitig durch die gemäß §§ 9, 10 zuständigen kirchlichen Stellen zu unterrichten; 
die eine angemessene Frist zur Stellungnahme setzen können. Erhebt die Pastorin-
nen- und Pastorenvertretung Einwendungen, hat sie der zuständigen Stelle die 
Gründe mitzuteilen. Mit der Erhebung der Einwendungen kann eine Erörterung der 
Angelegenheit mit dem Ziel einer Einigung verlangt werden. Die Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung ist über die endgültige Entscheidung zu unterrichten. 
 
(2) Weicht in den Fällen des § 9 Absatz 2 Nummer 3 und § 10 Absatz 1 und 2 eine 
Stellungnahme der Pastorinnen- und Pastorenvertretung von der Ansicht der Lan-
deskirche oder des Kirchenkreises ab, soll die Landeskirche oder der Kirchenkreis 
die Angelegenheit mit der Pastorinnen- und Pastorenvertretung in einem Gespräch 
mit dem Ziel einer Einigung erörtern. Das zuständige Fachdezernat des Landeskir-
chenamts nimmt an diesem Gespräch teil. Lässt sich eine Einigung nicht erreichen, 
entscheidet die Landeskirche oder der Kirchenkreis in eigener Verantwortung und 
gibt der Pastorinnen- und Pastorenvertretung die Entscheidung schriftlich unter An-
gabe der Gründe bekannt. 
 

§ 13 
Weitere Rechte und Pflichten 

 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung kann Maßnahmen, die die beruflichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Belange der Pastorinnen und Pastoren betreffen, bei 
der zuständigen kirchlichen Stelle anregen. Diese unterrichtet den Vorstand auf Ver-
langen über den Stand der Bearbeitung. Die abschließende Entscheidung ist zu be-
gründen. 
 
(2) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung ist berechtigt, sich mit Anträgen und 
Vorschlägen an die Kirchenleitung zu wenden. Sie ist auf Verlangen zu hören.  
 
(3) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung erarbeitet Stellungnahmen auf Anforde-
rung der Landessynode, der Kirchenleitung oder des Landeskirchenamts. 
 

§ 14 
Rechtsstellung 

 
(1) Die Mitglieder der Pastorinnen- und Pastorenvertretung dürfen wegen ihrer Tätig-
keit weder bevorzugt noch benachteiligt werden. 
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(2) Die Pastorinnen- und Pastorenvertretung kann für das vorsitzende und stellvertre-
tende vorsitzende Mitglied des Vorstands die Freistellung von seiner dienstlichen 
Tätigkeit im Umfang eines insgesamt halben Dienstauftrags beanspruchen, soweit 
keine pfarrdienstrechtlichen Bestimmungen entgegenstehen.  
 

§ 15 
Kostenerstattung 

 
(1) Notwendige Sachkosten aus der Tätigkeit und der Geschäftsführung der Pasto-
rinnen- und Pastorenvertretung und ihres Vorstands werden von der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Norddeutschland getragen. 
 
(2) Die Erstattung von Reisekosten erfolgt nach den jeweils geltenden Bestimmun-
gen des Reisekostenrechts. 
 

Teil 7 
Schlussbestimmungen 

 
§ 16 

Übergangsregelung 
 
(1) Die ersten Wahlen nach diesem Kirchengesetz finden im Zeitraum vom 
1. Januar 2020 bis 30. Juni 2020 statt. 
 
(2) Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes im Amt befindliche Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung führt die Geschäfte bis zur Übernahme durch die neu gebildete 
Pastorinnen- und Pastorenvertretung nach den Bestimmungen dieses Kirchengeset-
zes weiter. 
 

§ 17 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juni 2015 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
 
1. das Kirchengesetz über die Bildung und die Aufgaben der Pastorenvertretung in 

der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche vom 16. Oktober 1984 
(GVOBl. S. 213), das zuletzt durch Kirchengesetz vom 7. Oktober 2008 (GVOBl. 
S. 280) geändert worden ist, 

 
2. das Kirchengesetz über die Pastorenvertretung der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Mecklenburgs vom 29. März 1998 (KABl 1998 S. 14), das zuletzt 
durch Kirchengesetz vom 15. November 2003 (KABl 2003 S. 120) geändert wor-
den ist, 

 
3. die Wahlordnung vom 6. Juni 1998 zum Kirchengesetz über die Pastorenvertre-

tung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs vom 29. März 
1998 (KABl 1998 S. 63), die zuletzt durch Verordnung vom 17. Februar 2004 
(KABl 2004 S. 17) geändert worden ist, 
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4. Abschnitt IV des Kirchengesetzes vom 31. Oktober 1993 zur Anwendung des 

Pfarrergesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
und des Kirchengesetzes über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in 
der Evangelischen Kirche in Deutschland (KABl 1994 S. 4) der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs, das zuletzt durch Artikel 1 des Kir-
chengesetzes vom 29. April 2011 (KABl 2011 S. 38) geändert worden ist. 
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Synopse zum Pastorenvertretungsgesetz (PastVG) 

NEK 
 

Kirchengesetz über die Bildung 
und die Aufgaben der Pastorenver-
tretung in der Nordelbischen Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche (Pas-

torenvertretungsgesetz) 
Vom 16. Oktober 1984 

(GVOBl. S. 213) 
letzte Änderung vom 7. Oktober 2008 

(GVOBl. S. 280) 

ELLM 
 

Kirchengesetz über die Pastoren-
vertretung der Evangelisch-

Lutherischen Landeskirche Meck-
lenburgs 

Vom 29. März 1998 
(KABl 1998 S. 14) 

letzte Änderung vom 15. November 
2003 (KABl 2003 S. 120) 

 

Nordkirche 
 

Kirchengesetz über die Vertretung 
der Pastorinnen und Pastoren der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland (Pastorenvertre-

tungsgesetz – PastVG) 
Vom … 

 
Entwurf 

Bemerkungen 

  Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

 

 

§ 1 
 
(1) Für die Vertretung der Pastoren in 
der Nordelbischen Evangelisch-
Lutherischen Kirche wird eine Pasto-
renvertretung gebildet. 
 
 
 
 
 
(2) Die Pastorenvertretung tritt für den 
besonderen Dienst des Pastors im 
Zusammenhang mit dem der Kirche 
anvertrauten Amt ein. 
 
(3) Pastoren im Sinne dieses Kir-
chengesetzes sind Pastoren, Pasto-
rinnen, Pfarrvikare und Pfarrvikarin-
nen in einem Dienstverhältnis auf Le-

§ 1 
 
Die Pastoren der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklen-
burgs, denen eine Pfarrstelle in einer 
Kirchgemeinde oder eine allgemein-
kirchliche Aufgabe übertragen ist oder 
die mit der selbstständigen Verwal-
tung einer Pfarrstelle in einer Kirch-
gemeinde oder in einer allgemein-
kirchlichen Aufgabe beauftragt sind 
sowie Pastoren im Wartestand, sofern 
sie sich nicht aufgrund eines Diszipli-
narurteils im Wartestand befinden, 
bilden zur Wahrnehmung der Interes-
sen der Pastoren an der rechtlichen 
Gestaltung der Dienstverhältnisse und 
an den sie betreffenden Personalan-
gelegenheiten eine Pastorenvertre-
tung. 

§ 1 Allgemeines 
 
Die Pastorinnen und Pastoren der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland bilden zur Wahr-
nehmung ihrer Interessen an der 
rechtlichen Gestaltung der Dienstver-
hältnisse und an den sie betreffenden 
Personalangelegenheiten eine Pasto-
rinnen- und Pastorenvertretung. 
 

 
 
Die Vikarinnen und Vikare 
werden vom Geltungsbe-
reich des Gesetzes nicht 
mehr erfasst. Sie bilden, 
wie in der Praxis bisher 
auch, eine eigene Interes-
senvertretung, den Vikari-
atsrat.  
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Synopse zum Pastorenvertretungsgesetz (PastVG) 

benszeit, in einem Dienstverhältnis 
auf Probe, in einem Dienstverhältnis 
auf Zeit, in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis sowie im Warte- und 
Ruhestand. 
 
(4) Im Rahmen der Pastorenvertre-
tung kann eine Interessenvertretung 
der Vikare gebildet werden. Das Nä-
here regelt die Kirchenleitung durch 
Rechtsverordnung. 
  Teil 2 

Bildung der Pastorinnen- und Pas-
torenvertretung 

 

 

§ 2 
 
 
(1) Wahlberechtigt und wählbar für die 
Pastorenvertretung sind alle Pasto-
ren, sofern sie Inhaber einer Pfarrstel-
le sind, als Pastoren z. A. eine solche 
verwalten oder als Pastoren z. A. im 
Rahmen des Beschäftigungsförde-
rungsgesetzes in einem Dienstver-
hältnis zur NEK stehen. 
 
(2) In einem privatrechtlichen Dienst-
verhältnis angestellte Pastoren sind 
wahlberechtigt und wählbar, wenn sie 
sich nicht mehr im Probedienst befin-
den und einen festen Dienstauftrag 
für eine Pfarrstelle oder eine allge-
meinkirchliche oder gesamtkirchliche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 4 (1) Die Zugehörigkeit zur Pasto-
renvertretung ruht für ein Mitglied, 

§ 2 Wahlberechtigung und Wähl-
barkeit 
 
(1) Wahlberechtigt sind alle Pastorin-
nen und Pastoren der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Norddeutsch-
land mit Ausnahme 
 
1. der Pastorinnen und Pastoren im 

Ruhestand sowie 
 
2. der beurlaubten Pastorinnen und 

Pastoren, sofern diese ihren 
Wohnsitz außerhalb der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland haben. 

 
(2) Wählbar sind alle Wahlberechtig-
ten nach Absatz 1 mit Ausnahme der 
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Synopse zum Pastorenvertretungsgesetz (PastVG) 

Aufgabe haben. 
 
(3) Wahlberechtigt und wählbar sind 
ebenso in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis angestellte Pastoren, 
denen außerhalb des Stellenplans 
eine Aufgabe in einer Kirchengemein-
de, in einem Kirchenkreis oder in der 
Nordelbischen Kirche übertragen 
wurde. 

gegen das ein förmliches Verfahren 
nach dem Disziplinargesetz eingelei-
tet und eine vorläufige Dienstenthe-
bung verfügt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pastoren, 
 
1. gegen die ein Verfahren nach dem 

Disziplinargesetz der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vom 
28. Oktober 2009 (ABl. EKD 2009 
S. 316, ABl. EKD 2010 S. 263), 
das zuletzt durch Kirchengesetz 
vom 9. November 2011 (ABl. EKD 
2011 S. 337) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung  
eingeleitet und eine vorläufige 
Dienstenthebung verfügt ist oder 
 

2. die durch Disziplinarurteil in den 
Wartestand versetzt wurden. 

 

§ 3 
 
(1) Die Pastoren jedes Kirchenkreises 
wählen aus ihrer Mitte je zwei Mitglie-
der in die Pastorenvertretung; die 
Pastoren der Kirchenkreise Althol-
stein, Hamburg-West/Südholstein und 
Hamburg-Ost wählen zusätzlich je ein 
weiteres Mitglied. 
 
 
(2) Die Pröpste eines jeden Sprengels 
wählen aus ihrer Mitte je ein Mitglied 
in die Pastorenvertretung. 
 
 

§ 2 
 
(1) Der Pastorenvertretung gehören 
an: 
 

a) ein gewählter Vertreter je Kir-
chenkreis, 

b) b) je ein entsandter Vertreter 
aus dem Verein Mecklenburgi-
scher Pastorinnen und Pasto-
ren und dem Theologinnen-
konvent, wenn die für eine 
Entsendung erforderlichen Vo-
raussetzungen gegeben sind. 

 
 

§ 3 Zusammensetzung 
 
(1) Die Pastorinnen und Pastoren 
jedes Kirchenkreises wählen aus ihrer 
Mitte je zwei Mitglieder in die Pasto-
rinnen- und Pastorenvertretung. In 
Kirchenkreisen mit mehr als 100 Voll-
beschäftigungseinheiten erhöht sich 
die Zahl der zu wählenden Mitglieder 
für je vollendete 50 Vollbeschäfti-
gungseinheiten um ein weiteres Mit-
glied. 
 
 
 
 

 
 
Absatz 1 erfasst auch In-
haber von Pfarrstellen zur 
Dienstleistung mit beson-
derem Auftrag, die ihren 
Dienstsitz im jeweiligen 
Kirchenkreis haben. Auch 
bei Pfarrstellen für ge-
samtkirchliche Aufgaben 
zählt der Dienstsitz. Bei 
Pastorinnen und Pastoren 
im Wartestand wird die 
Zugehörigkeit zu einem 
Kirchenkreis anhand des 
jeweiligen Wohnsitzes 
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Synopse zum Pastorenvertretungsgesetz (PastVG) 

 
(3) Die Pastoren der Kammer für 
Dienste und Werke wählen drei Pas-
toren, die in einem der nordelbischen 
Dienste oder Werke tätig sind. 
 
 
(4) Für jedes Mitglied ist ein persönli-
cher Stellvertreter zu wählen. 
 
(5) Für ausgeschiedene Mitglieder 
und Stellvertreter ist für die restliche 
Amtszeit der Pastorenvertretung je-
weils eine Nachwahl vorzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

(2) Jeder Kirchenkreis wählt ein Mit-
glied und einen Stellvertreter in die 
Pastorenvertretung. Die in eine all-
gemeinkirchliche Aufgabe berufenen 
Pastoren wählen im Kirchenkreis ihres 
Dienstsitzes, Pastoren im Wartestand 
im Kirchenkreis ihres Wohnsitzes, 
gemeinsam mit den im Gemeinde-
pfarramt stehenden Pastoren. 
 
§ 4 (3) Scheidet ein Mitglied aus der 
Pastorenvertretung aus, rückt der 
Stellenvertreter nach. Scheidet auch 
der Stellvertreter aus, soll für die noch 
laufende Amtszeit eine Neuwahl in 
dem betreffenden Kirchenkreis erfol-
gen. Für die entsandten Vertreter 
nach § 2 Abs. 1 Buchst. b sind neue 
Vertreter zu entsenden. 
 
§ 2 (6) Die Vereinigung Mecklenburgi-
scher Vikarinnen und Vikare, Ge-
meindepädagoginnen und Gemein-
depädagogen im Vorbereitungsdienst 
und in den ersten Dienstjahren und 
Pastorinnen und Pastoren in den ers-
ten Dienstjahren kann einen Vertreter 

 
(2) Die Pastorinnen und Pastoren, die 
der Kammer für Dienste und Werke 
angehören, wählen drei Pastorinnen 
oder Pastoren, die in einem Dienst 
oder Werk beruflich tätig sind. 
 
(3) Für jedes Mitglied ist eine persön-
liche Stellvertreterin bzw. ein persönli-
cher Stellvertreter zu wählen. Schei-
det ein Mitglied aus der Pastorinnen- 
und Pastorenvertretung aus, rückt die 
Stellvertreterin bzw. der Stellvertreter 
nach. Scheidet auch die Stellvertrete-
rin bzw. der Stellvertreter aus, soll für 
die restliche Amtszeit eine Nachwahl 
erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Vikarinnen und Vikare entsen-
den eine Vertreterin bzw. einen Ver-
treter als Gast in die Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung. Die Vertreterin 
bzw. der Vertreter der Vikarinnen und 
Vikare oder ihre bzw. seine Stellver-
tretung nimmt an den Sitzungen der 

ermittelt. 
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(6) Das Nordelbische Kirchenamt trifft 
die für die Wahlen erforderlichen An-
ordnungen. 
 

in die Pastorenvertretung entsenden, 
der mit beratender Stimme an den 
Sitzungen der Pastorenvertretung 
teilnimmt. 
 
§ 2 (4) Der Theologinnenkonvent ist 
zur Entsendung eines Mitglieds und 
eines Stellvertreters in die Pastoren-
vertretung berechtigt, wenn mindes-
tens die Hälfte aller Pastorinnen im 
aktiven Dienst der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklen-
burgs dem Theologinnenkonvent an-
gehören. Die Entsandte muss Inhabe-
rin einer Pfarrstelle oder mit der 
selbstständigen Verwaltung einer 
Pfarrstelle beauftragt sein. 
 
§ 3 (4) Das nähere Wahlverfahren 
regelt eine Wahlordnung, die die Kir-
chenleitung erlässt. 
 
 
§ 3 (3) Die Wahl im Kirchenkreis leitet 
der nach Lebensjahren älteste Propst. 
Er lädt die im Kirchenkreis wahlbe-
rechtigten Pastoren zu einer Wahlver-
sammlung ein. 
 
 
§ 2 (3) Der Verein Mecklenburgischer 
Pastorinnen und Pastoren ist zur Ent-
sendung eines Mitglieds und eines 
Stellvertreters in die Pastorenvertre-

Pastorinnen- und Pastorenvertretung 
sowie des Vorstands mit beratender 
Stimme teil. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Das Nähere zur Wahl der Pasto-
rinnen- und Pastorenvertretung und 
zum Wahlverfahren regelt die Kir-
chenleitung durch Rechtsverordnung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dies ist die Ermächti-
gungsgrundlage für den 
Erlass einer Rechtsver-
ordnung durch die Kir-
chenleitung. In dieser 
Rechtsverordnung sollen 
nähere Bestimmungen zur 
Wahl und zum Wahlver-
fahren getroffen werden. 
Als Vorbild könnte die 
Wahlordnung vom 6. Juni 
1998 zum Pastorenvertre-
tungsgesetz der Evange-
lisch-Lutherischen Lan-
deskirche Mecklenburgs 
dienen. In der ehemaligen 
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tung berechtigt, wenn mindestens ein 
Drittel aller Pastoren im aktiven Dienst 
der Evangelisch-Lutherischen Lan-
deskirche Mecklenburgs dem Verein 
angehören. Der Entsandte muss In-
haber einer Pfarrstelle oder mit der 
selbstständigen Verwaltung einer 
Pfarrstelle beauftragt sein. 
 
§ 2 (5) Sind die für eine Mitgliedschaft 
in der Pastorenvertretung erforderli-
chen Voraussetzungen nach Absatz 3 
und 4 nicht gegeben, nimmt die be-
treffende Vereinigung durch einen 
entsandten Vertreter beratend an den 
Sitzungen der Pastorenvertretung teil. 
 

NEK war das Wahlverfah-
ren bisher nicht geregelt. 
 

§ 4 
Aus der Pastorenvertretung scheidet 
aus, wer durch Pfarrstellenwechsel 
oder Veränderung des Dienstverhält-
nisses die Voraussetzungen der §§ 2 
und 3 dieses Kirchengesetzes nicht 
mehr erfüllt. 

§ 4 (2) Die Zugehörigkeit zur Pasto-
renvertretung endet bei Übernahme 
eines kirchenleitendes Amtes, einer 
Versetzung in den Ruhestand oder 
bei den Vertretern gemäß § 2 Abs. 1 
Buchst. a bei einem Wegzug aus dem 
Kirchenkreis. Sie endet ferner bei ei-
ner Versetzung in den Wartestand 
durch die Disziplinarkammer oder bei 
Beendigung des Dienstes. 
 

§ 4 Ausscheiden aus der Pastorin-
nen- und Pastorenvertretung 
 
Aus der Pastorinnen- und Pastoren-
vertretung scheidet aus, wer 
 
1. die Voraussetzungen der Wähl-

barkeit nicht mehr erfüllt, 
 
2. als Vertreterin bzw. Vertreter ge-

mäß § 3 Absatz 1 aus dem Kir-
chenkreis wegzieht oder 
 

3. als Vertreterin bzw. Vertreter ge-
mäß § 3 Absatz 2 in keinem 
Dienst oder Werk mehr tätig ist. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hier wird nicht auf das 
Verlassen des konkreten 
Dienstes oder Werkes, in 
dem der Betroffene arbei-
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tet, abgestellt. Sofern er-
neut eine Tätigkeit in ei-
nem anderen Dienst oder 
Werk der Nordkirche auf-
genommen wird, scheidet 
das Mitglied nicht aus der 
Pastorinnen- und Pasto-
renvertretung aus. 

§ 5 
 
Die Amtszeit der Pastorenvertretung 
beträgt sechs Jahre. Sie bleibt bis 
zum ersten Zusammentreten der neu 
gebildeten Pastorenvertretung im 
Amt. 

§ 3 
 
(1) Die Amtszeit der Pastorenvertre-
tung beträgt sechs Jahre. Die Pasto-
renvertretung führt die Geschäfte bis 
zur Übernahme durch die neugebilde-
te Pastorenvertretung weiter. 
 
(2) Die regelmäßigen Wahlen zur 
Pastorenvertretung finden alle sechs 
Jahre in der Zeit vom 1. Juli bis 31. 
Dezember statt; die Amtszeit der bis-
herigen Pastorenvertretung endet am 
31. Dezember 1998. 
 

§ 5 Amtszeit 
 
Die Amtszeit der Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung beträgt sechs 
Jahre. Sie bleibt bis zur konstituieren-
den Sitzung der neu gebildeten Pas-
torinnen- und Pastorenvertretung im 
Amt. 
 

 

  Teil 3 
Geschäftsführung 

 

 

§ 6 
 
(1) Die Pastorenvertretung wählt für 
die Dauer ihrer Amtszeit einen Vorsit-
zenden, einen stellvertretenden Vor-
sitzenden, einen Schriftführer und fünf 
Beisitzer. Diese bilden zusammen den 
Vorstand. 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 6 Vorstand 
 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung wählt für die Dauer ihrer 
Amtszeit einen Vorstand, der aus sie-
ben Personen besteht. Im Vorstand 
sollen jeder Sprengel und die Dienste 
und Werke vertreten sein. 
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(2) Der Vorstand führt die laufenden 
Geschäfte. Er erstattet der Pastoren-
vertretung regelmäßig Bericht. 
 

 
 
 
 
 
§ 9 (1) Der Vorsitzende führt die Ge-
schäfte der Pastorenvertretung. Er 
nimmt die an die Pastorenvertretung 
gerichteten Anfragen und Eingaben 
entgegen. 
 
§ 9 (2) Der Vorsitzende sucht die 
Gemeinschaft mit den anderen Pasto-
renvertretungen in den Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land und berät mit ihnen gemeinsame 
Anliegen. 
 

 
(2) Der Vorstand wählt aus seiner 
Mitte ein vorsitzendes und ein stellver-
tretendes vorsitzendes Mitglied. 
 
(3) Der Vorstand führt die laufenden 
Geschäfte. Er erstattet der Pastorin-
nen- und Pastorenvertretung regel-
mäßig Bericht. 
 

§ 7 
 
 
(1) Die Pastorenvertretung wird min-
destens einmal jährlich durch den 
Vorstand einberufen. Sie ist außer-
dem einzuberufen, wenn es eine Bi-
schöfin oder ein Bischof, die Kirchen-
leitung, das Nordelbische Kirchenamt 
oder ein Drittel ihrer Mitglieder unter 
Angabe der Gründe verlangen. 
 
 
 
 
 

 
 
 
§ 6 (1) Die Pastorenvertretung tritt 
nach Bedarf auf Einladung des Vor-
sitzenden zusammen, mindestens 
jedoch einmal im Jahr. Der Wahlleiter 
des Kirchenkreises Güstrow lädt die 
gewählten und entsandten Mitglieder 
zu ihrer ersten Sitzung ein. Unter sei-
ner Leitung wählen die Mitglieder ei-
nen Vorsitzenden und einen Stellver-
treter. 
 
§ 6 (2) Auf Verlangen des Oberkir-
chenrats oder von mindestens zwei 

§ 7 Einberufung und Beschlussfä-
higkeit 
 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung wird mindestens einmal jähr-
lich durch den Vorstand einberufen. 
Sie ist außerdem einzuberufen, wenn 
es ein Drittel ihrer Mitglieder, eine 
Bischöfin oder ein Bischof, die Kir-
chenleitung oder das Landeskirchen-
amt unter Angabe der Gründe verlan-
gen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

8 
  



Anlage 2 
Stand: 23. Oktober 2014 

Synopse zum Pastorenvertretungsgesetz (PastVG) 

 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Pastorenvertretung und der 
Vorstand sind beschlussfähig, wenn 
mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder 
anwesend ist. Abstimmungen erfolgen 
mit der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. 

Mitgliedern der Pastorenvertretung 
muss der Vorsitzende die Pastoren-
vertretung innerhalb von zwei Wo-
chen einberufen. 
 
§ 6 (3) Die Tagesordnung ist mit der 
Einladung bekanntzugeben. 
 
§ 7 (1) Die Pastorenvertretung ist be-
schlussfähig, wenn mindestens die 
Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. 
 
§ 6 (4) Ist ein Mitglied verhindert, an 
der Sitzung der Pastorenvertretung 
teilzunehmen, tritt sein Stellvertreter 
mit allen Befugnissen an seine Stelle. 
 
§ 7 (2) Die Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt. 
 
§ 7 (3) In eigenen Angelegenheiten 
können die Mitglieder der Pastoren-
vertretung weder mitberaten noch 
mitentscheiden. Sie betreffende An-
gelegenheiten werden in ihrer Abwe-
senheit verhandelt. 
 
§ 7 (4) Über die Ergebnisse der Bera-
tung sind Protokolle anzufertigen un-
ter Angabe von Ort, Datum und Teil-
nehmern. Sie sind vom Vorsitzenden 
sowie mindestens einem weiteren 

 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung und der Vorstand sind be-
schlussfähig, wenn mindestens die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Ist 
ein Mitglied verhindert, an der Sitzung 
der Pastorinnen- und Pastorenvertre-
tung teilzunehmen, tritt seine Stellver-
treterin bzw. sein Stellvertreter an 
seine Stelle. Abstimmungen erfolgen 
mit der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. 
 
(3) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung gibt sich eine Geschäftsord-
nung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hierdurch wird die Selbst-
ständigkeit der Pastorin-
nen- und Pastorenvertre-
tung unterstrichen. 
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Mitglied der Pastorenvertretung zu 
unterschreiben. 
 
§ 6 (5) Der Oberkirchenrat lädt die 
Pastorenvertretung regelmäßig, je-
doch mindestens einmal im Jahr, zu 
Gesprächen ein. 

§ 8 
 
(1) Vertreter der Kirchenleitung und 
des Nordelbischen Kirchenamtes sind 
berechtigt, an den Sitzungen der Pas-
torenvertretung und des Vorstandes, 
die auf ihren Antrag anberaumt wer-
den, teilzunehmen. Die Bischöfe kön-
nen in jedem Fall an den Sitzungen 
teilnehmen. 
 
(2) Die Pastorenvertretung und der 
Vorstand können Vertreter der Kir-
chenleitung sowie Dezernenten und 
Referenten des Nordelbischen Kir-
chenamtes bitten, an ihren Sitzungen 
teilzunehmen. 
 

 § 8 Teilnahmerechte 
 
(1) Auf Verlangen des Vorstands sol-
len die Kirchenleitung und das Lan-
deskirchenamt an den Sitzungen teil-
nehmen. Diese bestimmen durch wel-
ches Mitglied sie sich in der Sitzung 
vertreten lassen. Die Bischöfinnen 
und Bischöfe können durch den Vor-
stand gebeten werden, an den Sit-
zungen teilzunehmen. 
 
(2) Die Bischöfinnen und Bischöfe, die 
Kirchenleitung und das Landeskir-
chenamt sind berechtigt, an den Sit-
zungen teilzunehmen, die auf ihr Ver-
langen anberaumt sind. 
 
(3) Die Kirchenleitung und das Lan-
deskirchenamt sind berechtigt, zu den 
Sitzungen, an denen sie teilnehmen, 
Sachkundige hinzuziehen. 
 

 
 
Die Pastorinnen- und Pas-
torenvertretung bzw. der 
Vorstand sollen nicht be-
stimmen könne, wer konk-
ret zu ihren Sitzungen 
erscheinen soll.  
 
 
 
 
Das Teilnahmerecht ist 
nun nicht mehr auf Refe-
rentinnen und Referenten 
beschränkt, sondern auf 
alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Landeskir-
chenamts sowie externe 
Sachkundige ausgeweitet 
worden. Es entspricht der 
Realität, dass bei Spezial-
gebieten nicht nur Refe-
rentinnen und Referenten 
zu den Sitzungen eingela-
den werden sondern auch 
Sachbearbeiterinnen und 
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Sachbearbeiter. 
  Teil 4 

Beteiligung der Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung 

 

 

§ 9 
 
 
(1) Die Pastorenvertretung hat die 
beruflichen, wirtschaftlichen und sozi-
alen Belange der Pastoren zu fördern 
und für deren Rechte und Pflichten 
einzutreten. 
 
(2) Die Pastorenvertretung wirkt selbst 
oder durch ihren Vorstand mit in allen 
durch Kirchengesetz oder sonstige 
Regelungen vorgesehenen Fällen, 
insbesondere, wenn es durch das 
Pfarrerdienstrecht vorgeschrieben ist, 
außerdem bei der Vorbereitung von 
Kirchengesetzen und sonstigen Rege-
lungen, die das Dienstverhältnis, die 
Besoldung (Vergütung), die Versor-
gung sowie die Aus- und Fortbildung 
der Pastoren betreffen, und bei der 
Erarbeitung von Grundsätzen für die 
Übernahme von Pastoren aus einer 
Kirche außerhalb der Nordelbischen 
Kirche. 
 
 
 
 

 
 
 
§ 5 (1) Die Pastorenvertretung vertritt 
die beruflichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen der Pastoren und 
Vikare. 
 
 
§ 5 (2) Die Pastorenvertretung ist zu 
beteiligen: 
 

a) vor dem Erlass kirchengesetz-
licher und sonstiger allgemei-
ner Regelungen, die das 
Dienstverhältnis, die Besol-
dung, die Versorgung, die 
Aus- und Fortbildung sowie die 
weiteren sozialen Belange der 
Pastoren und Vikare betreffen, 
 
 
 
 
 
 
 

b) vor der Aufstellung von 
Grundsätzen der Personal- 

§ 9 Beteiligung bei allgemeinen 
Angelegenheiten 
 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung vertritt die beruflichen, wirt-
schaftlichen und sozialen Belange der 
Pastorinnen und Pastoren und tritt für 
deren Rechte und Pflichten ein. 
 
(2) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung ist zu beteiligen 
 
1. bei der Vorbereitung von Kirchen-

gesetzen und sonstigen Regelun-
gen, die das Dienstverhältnis, die 
Besoldung oder Vergütung, die 
Versorgung sowie die Aus- und 
Fortbildung der Pastorinnen und 
Pastoren betreffen, 

 
2. bei der Erarbeitung von Grundsät-

zen für die Übernahme von Pasto-
rinnen und Pastoren aus einer 
Kirche, die nicht Gliedkirche der 
Evangelischen Kirche in Deutsch-
land ist, 

 
3. vor der Aufstellung von Grundsät-

zen der Personal- und Stellenpla-
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(3) Der Vorstand nimmt Beschwerden 
und Anregungen von Pastoren entge-
gen, vertritt sie nach Prüfung bei den 
zuständigen kirchlichen Stellen und 
wirkt auf ihre sachgerechte Erledi-
gung hin. Der Pastor hat das Recht, 
vor einer abschließenden Äußerung 
des Vorstandes von diesem gehört zu 
werden. 
 
(4) Der Vorstand steht den Pastoren 
zur Beratung in Amtszuchts- und 
Lehrbeanstandungsangelegenheiten 
zur Verfügung. 
 

und Stellenplanung für die 
Pastorenschaft. 

 
§ 5 (5) Die Pastorenvertretung nimmt 
im Übrigen alle ihr durch Kirchenge-
setz oder sonstige Regelungen zuge-
wiesenen Aufgaben und Befugnisse 
wahr. 
 
§ 5 (4) Die Pastorenvertretung wählt 
die Vertreter der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklen-
burgs in die Gesamtpfarrvertretung 
der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands. 
 

nung für die Pastorinnen und Pas-
toren. 

 
(3) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung nimmt im Übrigen alle ihr 
durch Kirchengesetz oder sonstige 
kirchliche Regelungen zugewiesenen 
Aufgaben und Befugnisse wahr. 
 

 
 
 
Dies ist ein Auffangrege-
lung für noch nicht er-
wähnte Aufgaben der Pas-
torinnen- und Pastorenver-
tretung. 

§ 10 
 
 
(1) Im Einzelnen wirkt der Vorstand in 
den folgenden Personalangelegenhei-
ten nach Maßgabe der gesetzlichen 
Regelungen mit: 
 

a) Versetzung eines Pastors 
nach § 73 des Pfarrergesetzes 
der VELKD; 

b) Entlassung eines Pastors zur 
Anstellung; 

c) Versetzung in den Ruhestand 
von Amts wegen. 

 

 
 
 
§ 5 (3) In Personalangelegenheiten ist 
die Pastorenvertretung entsprechend 
den jeweiligen kirchengesetzlichen 
Regelungen zu beteiligen. 
 

§ 10 Beteiligung bei Personalange-
legenheiten 
 
(1) Der Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung ist bei den Personalangele-
genheiten der Pastorinnen und Pasto-
ren Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben, bei denen dies durch Kir-
chengesetz vorgesehen ist. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Hierunter fallen vor allem 
die in § 8 Absatz 1 Pfarr-
dienstgesetzergänzungs-
gesetz der VELKD be-
schriebenen Personalan-
gelegenheiten. 
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(2) Im Übrigen ist der Vorstand in fol-
genden Personalangelegenheiten zu 
hören, wenn der betroffene Pastor es 
wünscht: 
 

a) Verlust und Wiederbeilegung 
der durch die Ordination er-
worbenen Rechte; 

b) Begründung eines Dienstver-
hältnisses auf Lebenszeit; 

c) Übertragung besonderer Auf-
gaben nach § 36 des Pfarrer-
gesetzes der VELKD, soweit 
es sich nicht um Vakanzvertre-
tungen handelt; 

d) Abordnung nach § 77 Abs. 2 
des Pfarrgesetzes der VELKD. 

 
In diesen Fällen ist der Pastor aus-
drücklich auf die Möglichkeit hinzu-
weisen, seinerseits die Pastorenver-
tretung zu beteiligen. 
 
(3) Wird für die Vorbereitung der Be-
rufung des Direktors des Prediger- 
und Studienseminars, des Rektors 
des Pastoralkollegs sowie der Mento-
ren durch die Kirchenleitung ein No-
minierungsausschuss gebildet, ist der 
Pastorenvertretung die Möglichkeit zu 
geben, einen Vertreter in diesen Aus-
schuss zu entsenden. 
 

(2) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung ist, soweit sie nicht nach Ab-
satz 1 beteiligt ist, bei den Personal-
angelegenheiten der Pastorinnen und 
Pastoren auf Antrag der bzw. des 
Betroffenen anzuhören, wenn diese 
bzw. dieser ihre bzw. seine durch die 
Ordination erworbenen Rechte verlie-
ren oder erneut übertragen bekom-
men soll. Auf dieses Antragsrecht ist 
die Pastorin bzw. der Pastor aus-
drücklich hinzuweisen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Wird mit der Vorbereitung der Be-
rufung der Direktorin bzw. des Direk-
tors des Prediger- und Studiensemi-
nars, der Rektorin bzw. des Rektors 
des Pastoralkollegs sowie der Stu-
dienleiterinnen und Studienleiter 
durch die Kirchenleitung ein Aus-
schuss beauftragt, ist der Pastorin-
nen- und Pastorenvertretung die Mög-
lichkeit zu geben, eine Vertreterin 
bzw. einen Vertreter in diesen Aus-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist nicht entscheidend, 
wie sich dieser Ausschuss 
nennt und ob er bereits 
gebildet wurde oder erst 
beauftragt wird. 
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schuss zu entsenden.  
 

  Teil 5 
Schwerbehindertenvertretung 

 

 

 
 
§ 9 (5) In Angelegenheiten der 
schwerbehinderten Pastoren wird der 
Vertrauensmann der schwerbehinder-
ten Pastoren zu den Sitzungen der 
Pastorenvertretung und des Vorstan-
des mit beratender Stimme hinzuge-
zogen. 
 

 § 11 Schwerbehindertenvertretung 
 
(1) Es wird eine Schwerbehinderten-
vertretung der Pastorinnen und Pasto-
ren gebildet, die aus der Vertrauens-
person und bis zu zwei stellvertreten-
den Mitgliedern besteht. Die Amtszeit 
beträgt sechs Jahre. § 5 Satz 2 gilt 
entsprechend. 
 
(2) Die Wahl der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Mitglieder 
erfolgt nach der Wahlordnung gemäß 
§ 3 Absatz 5. 
 
(3) Im Übrigen finden die Vorschriften 
des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch – Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBl. I 
S. 1046, 1047), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 14. Dezem-
ber 2012 (BGBl. I S. 2598) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend Anwendung. 
 
(4) Die Vertrauensperson, im Verhin-
derungsfall eine Stellvertreterin bzw. 
ein Stellvertreter, hat das Recht, an 

 
 
Die Amtszeit wurde an die 
der Pastorenvertretung 
angeglichen. Sollten weni-
ger als zwei Stellvertreter 
gefunden werden, so ist 
dies unschädlich. 
 
 
Die Vorschriften des SGB 
IX gelten nicht für die 
Wahl oder Bildung der 
Schwerbehindertenvertre-
tung (die der kirchliche 
Gesetzgeber autonom 
regeln kann), sondern nur 
für deren Aufgaben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Teilnahme ist bei 
allen Sitzungen möglich, 
nicht nur in Angelegenhei-
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allen Sitzungen der Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung sowie des Vor-
stands mit beratender Stimme teilzu-
nehmen. 
 

ten der schwerbehinderten 
Pastorinnen und Pastoren.  
 

  Teil 6 
Rechte und Pflichten der Pastorin-

nen- und Pastorenvertretung 
 

 

§ 11 
 
(1) Die Pastorenvertretung ist zur 
Durchführung ihrer Aufgaben recht-
zeitig durch die zuständigen kirchli-
chen Stellen zu unterrichten, bei Ge-
setzesvorlagen und Rechtsverord-
nungen in der Regel vor der abschlie-
ßenden Beratung im Kollegium des 
Nordelbischen Kirchenamtes. Sie äu-
ßert sich innerhalb einer Frist von fünf 
Wochen. Erhebt sie Einwendungen, 
hat sie der zuständigen Stelle die 
Gründe mitzuteilen. Die Pastorenver-
tretung ist über die Entscheidung un-
ter Angabe der Gründe zu unterrich-
ten. 
 
 
(2) Bei fortbestehender gegensätzli-
cher Beurteilung eines Sachverhaltes 
sollen sich die zuständige kirchliche 
Stelle und die Pastorenvertretung vor 
einer endgültigen Entscheidung um 
Einigung bemühen. 

 
 
§ 5 (6) Die Pastorenvertretung ist zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben von 
den wesentlichen Sachverhalten und 
beabsichtigten Maßnahmen rechtzei-
tig und umfassend zu informieren. Auf 
Verlangen der Pastorenvertretung ist 
die Angelegenheit mit ihr zu erörtern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 5 (7) Weicht eine Stellungnahme 
der Pastorenvertretung von der An-
sicht des Leitungsorgans ab, soll der 
Oberkirchenrat die Angelegenheit mit 
der Pastorenvertretung in einem Ge-
spräch mit dem Ziel einer Einigung 

§ 12 Unterrichtung und Erörterung 
 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung ist zur Durchführung ihrer Auf-
gaben rechtzeitig durch die gemäß §§ 
9, 10 zuständigen kirchlichen Stellen 
zu unterrichten; die eine angemesse-
ne Frist zur Stellungnahme setzen 
können. Erhebt die Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung Einwendungen, 
hat sie der zuständigen Stelle die 
Gründe mitzuteilen. Mit der Erhebung 
der Einwendungen kann eine Erörte-
rung der Angelegenheit mit dem Ziel 
einer Einigung verlangt werden. Die 
Pastorinnen- und Pastorenvertretung 
ist über die endgültige Entscheidung 
zu unterrichten. 
 
(2) Weicht in den Fällen des § 9 Ab-
satz 2 Nummer 3 und § 10 Absatz 1 
und 2 eine Stellungnahme der Pasto-
rinnen- und Pastorenvertretung von 
der Ansicht der Landeskirche oder 
des Kirchenkreises ab, soll die Lan-

 
 
Rechtzeitigkeit bedeutet, 
dass die Information zeit-
lich so erfolgt, dass die 
Pastorinnen- und Pasto-
renvertretung noch zu 
einer angemessenen Mei-
nungsbildung in der Lage 
ist. Die Information darf 
nicht so terminiert werden, 
dass die Pastorinnen- und 
Pastorenvertretung vor 
vollendete Tatsachen ge-
stellt ist oder aus Zeit-
gründen ihre gesetzlichen 
Möglichkeiten nicht aus-
schöpfen kann. Die Strei-
chung einer konkreten 
Fristangabe geschieht vor 
allem zur Möglichkeit der 
Straffung gesetzgeberi-
scher Vorhaben in drin-
genden Fällen (z.B. bei 
Besoldungsanpassungen). 
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(3) Die Pastorenvertretung und das 
Nordelbische Kirchenamt pflegen den 
gegenseitigen Meinungsaustausch. 
 

erörtern. Lässt sich eine Einigung 
nicht erreichen, entscheidet das Lei-
tungsorgan in eigener Verantwortung 
und gibt der Pastorenvertretung seine 
Entscheidung schriftlich unter Angabe 
der Gründe bekannt. 

 

deskirche oder der Kirchenkreis die 
Angelegenheit mit der Pastorinnen- 
und Pastorenvertretung in einem Ge-
spräch mit dem Ziel einer Einigung 
erörtern. Das zuständige Fachdezer-
nat des Landeskirchenamts nimmt an 
diesem Gespräch teil. Lässt sich eine 
Einigung nicht erreichen, entscheidet 
die Landeskirche oder der Kirchen-
kreis in eigener Verantwortung und 
gibt der Pastorinnen- und Pastoren-
vertretung die Entscheidung schriftlich 
unter Angabe der Gründe bekannt. 

 

Die zuständige kirchliche 
Stelle kann eine Frist zur 
Stellungnahme setzen, 
damit klar ist, bis wann 
eine Stellungnahme zu 
erwarten ist.  
Eine Erörterung kann nicht 
jederzeit verlangt werden, 
sondern nur gleichzeitig 
mit der Erhebung von 
Einwendungen. 

§ 12  
 
Die Pastorenvertretung kann Maß-
nahmen, die die beruflichen, wirt-
schaftlichen und sozialen Belange der 
Pastoren betreffen, bei der zuständi-
gen Stelle beantragen. Diese hat den 
Vorstand innerhalb einer angemesse-
nen Frist über die beabsichtigte Form 
der Bearbeitung zu unterrichten. Eine 
Ablehnung ist zu begründen. 
 
§ 13 
 
(1) Die Pastorenvertretung ist berech-
tigt, sich mit Anträgen und Vorschlä-
gen an die Kirchenleitung zu wenden. 
Sie ist auf Verlangen zu hören. 
 
(2) Die Pastorenvertretung erarbeitet 

 § 13 Weitere Rechte und Pflichten 
 
(1) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung kann Maßnahmen, die die 
beruflichen, wirtschaftlichen und sozi-
alen Belange der Pastorinnen und 
Pastoren betreffen, bei der zuständi-
gen kirchlichen Stelle anregen. Diese 
unterrichtet den Vorstand auf Verlan-
gen über den Stand der Bearbeitung. 
Die abschließende Entscheidung ist 
zu begründen. 
 
 
(2) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung ist berechtigt, sich mit Anträ-
gen und Vorschlägen an die Kirchen-
leitung zu wenden. Sie ist auf Verlan-
gen zu hören. 
(3) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
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Stellungnahmen auf Anforderung der 
Synode, der Kirchenleitung und des 
Nordelbischen Kirchenamtes. 
 

tretung erarbeitet Stellungnahmen auf 
Anforderung der Landessynode, der 
Kirchenleitung und des Landeskir-
chenamts. 
 

  § 14 Rechtsstellung 
 
(1) Die Mitglieder der Pastorinnen- 
und Pastorenvertretung dürfen wegen 
ihrer Tätigkeit weder bevorzugt noch 
benachteiligt werden. 
 
(2) Die Pastorinnen- und Pastorenver-
tretung kann für das vorsitzende und 
stellvertretende vorsitzende Mitglied 
des Vorstands die Freistellung von 
seiner dienstlichen Tätigkeit im Um-
fang eines insgesamt halben Dienst-
auftrags beanspruchen, soweit keine 
pfarrdienstrechtlichen Bestimmungen 
entgegenstehen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Wie bisher üblich und der 
Realität in anderen Lan-
deskirchen entsprechend 
besteht Anspruch auf 
Freistellung in Höhe eines 
insgesamt halben Dienst-
auftrages. Diese Freistel-
lung kann zwischen dem 
vorsitzenden und dem 
stellvertretenden vorsit-
zenden Mitglied aufgeteilt 
werden. 
 

 § 8 
 
Die Mitglieder der Pastorenvertretung 
ihre Stellvertreter sind verpflichtet, 
über die ihnen bei der Ausübung ihres 
Amtes bekanntgewordenen Angele-
genheiten Stillschweigen zu bewah-
ren. Diese Schweigepflicht besteht 
nicht für Angelegenheiten, die offen-
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kundig sind oder ihrer Bedeutung 
nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 
Die Schweigepflicht besteht auch 
nach dem Ausscheiden aus der Pas-
torenvertretung. Die Schweigepflicht 
besteht nicht gegenüber den anderen 
Mitgliedern der Pastorenvertretung. 
 

§ 14 
 
(1) Notwendige Sachkosten aus der 
Tätigkeit und der Geschäftsführung 
der Pastorenvertretung und ihres Vor-
standes werden von der Nordelbi-
schen Kirche getragen. 
 
 
(2) Die Abrechnung der Reisekosten 
erfolgt nach den Bestimmungen des 
Reisekostenrechts. 

§ 10 
 
(1) Notwendige Sach- und Reisekos-
ten für die Arbeit und Geschäftsfüh-
rung der Pastorenvertretung werden 
von der Landeskirche nach den gel-
tenden Ordnungen erstattet. 
 
 
(2) Die zur Ausübung der Aufgaben 
als Mitglied der Pastorenvertretung 
erforderlichen Reisen sind Dienstrei-
sen. Sie erfordern eine Genehmigung 
bzw. eine Beauftragung durch den 
Vorsitzenden und sind dem Dienst-
aufsichtsführenden anzuzeigen. Ste-
hen dringende dienstliche Belange 
der Reise entgegen, kann der Dienst-
aufsichtsführende die Reise verwei-
gern. 

§ 15 Kostenerstattung 
 
(1) Notwendige Sachkosten aus der 
Tätigkeit und der Geschäftsführung 
der Pastorinnen- und Pastorenvertre-
tung und ihres Vorstands werden von 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Norddeutschland getragen. 
 
(2) Die Erstattung von Reisekosten 
erfolgt nach den jeweils geltenden 
Bestimmungen des Reisekosten-
rechts. 
 

 

  Teil 7 
Schlussbestimmungen 

 

 

  § 16 Übergangsregelung 
 
(1) Die ersten Wahlen nach diesem 
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Kirchengesetz finden im Zeitraum 
vom 1. Januar 2020 bis 30. Juni 2020 
statt. 
 
(2) Die bei Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes im Amt befindliche Pas-
torinnen- und Pastorenvertretung führt 
die Geschäfte bis zur Übernahme 
durch die neu gebildete Pastorinnen- 
und Pastorenvertretung nach den 
Bestimmungen dieses Kirchengeset-
zes weiter. 

 
 
 
§ 15 (2) Die erste Neuwahl der Pasto-
renvertretung nach diesem Kirchen-
gesetz ist frühestens vom 1. März 
1985 an und spätestens bis zum 31. 
Mai 1985 durchzuführen. 
 
§ 15 (1) Dieses Kirchengesetz tritt am 
Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig treten alle Bestim-
mungen außer Kraft, die den Gegen-
stand dieses Kirchengesetzes bisher 
geregelt haben. Bis zur Neuwahl 
bleibt die bestehende Pastorenvertre-
tung im Amt. 
 

 
 
§ 12 (2) Die ersten Wahlen zur Pasto-
renvertretung nach diesem Kirchen-
gesetz finden im Zeitraum 1. Juli bis 
31. Dezember 1998 statt. Die von den 
Kirchenkreisen Wismar, Schwerin und 
Parchim gewählten Mitglieder bleiben 
bis zum Ablauf der Amtszeit der neu-
gebildeten Pastorenvertretung im 
Amt. § 4 Abs. 3 Satz 1 gilt entspre-
chend. 
 
§ 12 (1) Die bestehende Vertretung 
der Pastorenschaft bleibt bis zum Ab-
lauf ihrer Wahlperiode im Amt. 
 
 
§ 13 
 
Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung 

§ 17 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. 
Juni 2015 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
 
1. das Kirchengesetz über die Bil-

dung und die Aufgaben der Pasto-
renvertretung in der Nordelbi-
schen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche vom 16. Oktober 1984 
(GVOBl. S. 213), das zuletzt durch 
Kirchengesetz vom 7. Oktober 
2008 (GVOBl. S. 280) geändert 
worden ist, 

 
2. das Kirchengesetz über die Pasto-

renvertretung der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Meck-
lenburgs vom 29. März 1998 

 

19 
  



Anlage 2 
Stand: 23. Oktober 2014 

Synopse zum Pastorenvertretungsgesetz (PastVG) 

vom 1. April 1998 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt das Kirchengesetz vom 3. April 
1964 über die Vertretung der Pasto-
renschaft der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklen-
burgs (KABl S. 45) außer Kraft. 

(KABl 1998 S. 14), das zuletzt 
durch Kirchengesetz vom 15. No-
vember 2003 (KABl 2003 S. 120) 
geändert worden ist, 

 
3. die Wahlordnung vom 6. Juni 

1998 zum Kirchengesetz über die 
Pastorenvertretung der Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs vom 29. März 1998 
(KABl 1998 S. 63), die zuletzt 
durch Verordnung vom 
17. Februar 2004 (KABl 2004 S. 
17) geändert worden ist, 

 
4. Abschnitt IV des Kirchengesetzes 

vom 31. Oktober 1993 zur An-
wendung des Pfarrergesetzes der 
Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands 
und des Kirchengesetzes über die 
Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (KABl 1994 
S. 4) der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Meck-
lenburgs, das zuletzt durch Artikel 
1 des Kirchengesetzes vom 29. 
April 2011 (KABl 2011 S. 38) ge-
ändert worden ist. 

 
 § 11 

 
Amts- und Funktionsbezeichnungen 
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in diesem Kirchengesetz gelten in der 
jeweils weiblichen und männlichen 
Form. 

 

Az.: G:LKND:49 – DAR Br 
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Zu § 14: Umfang der Freistellung in anderen Landeskirchen 
 
Laut des Protokolls der Konferenz der Dienstrechts- und Besoldungsreferentinnen und –
referenten am 21.02.2014 in Hannover: 
 

 Stellenumfang der Freistellung 

Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz 
 

0 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Sachsens 
 

0 

Evangelische Kirche von Kurhessen-
Waldeck 
 

0 

Evangelisch-lutherische Landeskirche in 
Braunschweig 
 

0 

Evangelisch-reformierte Kirche 
 

0 

Evangelische Kirche in Baden 
 

½  

Evangelische Kirche im Rheinland 
 

½ 

Evangelische Kirche in Mitteldeutschland  
 

½ 

Evangelisch-lutherische Landeskirche 
Hannover 
 

½ bis 1 

Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Oldenburg 
 

¼ Pfarrvertretung, ½ Pfarrverein 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 1 ½ Pfarrverein und Pfarrvertretung 
(Personalunion) 

Evangelische Landeskirche in Württemberg 
 

1+ 

 
 
Weitere Nachforschungen: 
 

Evangelische Landeskirche in Württemberg 
 

2 

Evangelisch-lutherische Landeskirche 
Hannover 
 

0,75 

Lippische Landeskirche 
 

0 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
 

½  

Evangelische Kirche der Pfalz 
 

nach Vereinbarung im notwendigen Umfang 
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